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Gasanlagenfür WohnungengegenTeilzahlungen.Vom1 .Märzanwerdenvon
denstädtischenGaswerkenin kleinenundmittelgrossenWohnungenGas¬
leitungengegenAbstattungderKosteninzehnmonatlichenTeilzahlun¬
genausgeführt .Dadie Zahlder nochin diesemJahr auszuführendenGas¬

leitungenbeschränktist ,empfiehltes sich ,die Anmeldungenbei denGe-¬
schäftsstellenderWienerstädtischenGaswerke,VIII .Josefstädtestras¬
se 10 und XII . Theresienbadgasse3,sofort vorzunehmen.

DieGemeindeWienunddie Schillingrechnung.DerWienerMagistratmacht
neuerlich darauf aufmerksam ,dass vom . Märzan alle BuchungenundVor¬
schreibungen von Steuern und Abgaben . allerArt sowie alle Einzahlungen
undAuszahlungenin der Schillingrechnungdurchgeführtwerden .Es
sind daherdie gesetzlichvorgeschriebenenAbrechnungenvom1 .Märzbe¬
reits in derSchillingwährungauszufertigen .SoweithiefüramtlicheFer¬
mularezu verwendensind ,soll der Vorrataufgebrauchtwerden ,auchwenn
diese Formulare auf Kronen lauten .Es sind die Kronenbeträge auf die

Schillingwährungumzustellen.

BeschränkungderSchiffahrtnächstderReichsbrücke.AufErsuchender
SchiffarhrtinteressentenwerdenimWienerDonaudurchstichbeimSchiffs-¬
wendeplatz unterhalb der Reichsbrücke vom2 .MärzanBaggerungsarbei¬
ten durchgeführt .DieseArbeitendürftenungefährsiebenWochendauern.

In dieser Zeit kann der Schiffswendeplatz unterhalb der Reichsbrücke

nichtbenütztwerden.InderStreckezwischenReichsbrückeundStrom¬
kilomter1928darf auchkeineBegegnungvonSchleppzügenundDampfern
untereinandersowiemitgrossenRuderfahrzeugenstattfinden .Fernerdür¬
fenlängsdesrechtenUfersnichtmehrals zweiSchleppreihenneben¬
einander aufgestellt werden ,weil sonst die Fahrrinne zu starkverengt
wird ,SolangedieseVerkehrsbeschränkungbesteht ,wirdzur' erständigung
talwärts kommenderFahrzeugean der Kuchelauerkändeeine roteFlagge
gehisst und eine Tafel angebracht ,die auf weisemGrundmitscharzen
Buchstabendie Aufschriftträgt :WendeplatzReichsbrückegesperrt.

WarnungvorSammlungenfür die Feuerwehr .In der Feuerwehrzentrabder
StadtWienbeschwerensichvielePersonendarüber ,dasssie häufigvon
Feuerwehrleutenmit Sammlungenbelästigt werden .DkeFeuerwehrleuteer - ¬
scheinenbaldin vollerUniform,baldnurmitDienstkappeundgebenals
ZweckderSammlungan ,dassdasErträgnisfür verunglückteFeuerwehr-¬
keutebestimmtist . AuchwerdenKartenfürverschiedeneVeranstaltungen
angeboten.DiebeiderstädtischenFeuerwehrzentralevorsprechendenPer-¬
sonen erklären meist ,dass sie es für unverständlich finden ,dass die Be- ¬
völkerung für die Erhaltung der Feuerwehr Sguern zahlen muss ,wenntrotz

demfortwährendsolcheSammlungenfür die Feuerwehrabgehaltenwerden.
Die Gemeinde Wien stellt demgegenüber fest ,dass es sich bei allen die - ¬

sen Sammlungenund Veranstaltungen umfreiwillige Feuerwehrenhandelt .
DieBerufsfeuerwehrder StadtWienoderdie Gemeindeverwaltunghatmit
diesen Sammlerngar keinenZusammenhang.DieAngehörigender WienerBe- ¬
rufsfeuerwehr sind in die Dienstordnungder städtischen Angestellten

eingegliedert,erhaltennachvollendeterDienstzeitdievollePension
und werdenbei Dienstesunfähigkeit gleichfalls entsprechendversorgt .
Für die Wienerstädtische Berufsfeuerwehrdürfen natürlich wederSamm-¬
lungennochsonstigeWohltätigkeitsveranstaltungengemachtwerden .Soll-¬
te aberfür solcheVeranstaltungender Nameder städtischenBerufsfeu-¬
erwehrmissbrauchtwerden ,dannhandeltes sich umSchwindler ,dicso¬
fort zuverhaften sind .
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Wienunddie Abgabenteilung .In der Sitzungdesniederösterreichischen

Landtagssvom28. Februar1925hat LandesratDr. Beirer ,lautstenographi¬
schemProtokollwörtlichfolgendesausgeführt:„Wienhatbeispielsweise
bei der WarenumsatzsteuerdenBezugvon296 . 3Milliarden ,währendalle
anderenLänderundGemeindengemeinsamnur 162 . 4Milliardenerhalten .Bei
derEinkommensteuerhatWien279Milliarden,dieLänderundGemeinden
76 . 7Milliarden,beiderKörperschaftssteuerhatWien285 . 9Milliarden,
die LänderundGemeindenzusammen56 . 4Milliardenerhalten .Wennichjetzt
die Summeinsgesamtnehme,sobekommtWienaus der Abgabenteilung1,092 ' 4
Milliarden ,währenddiegesamtenLänderzusammen409Milliardenbekommen;
es bekommtalso Wienrund genommendas Zweieinhalbfachemehrals dieLän¬
derundGemeindenzusammen“.

Diese Behauptungenstehen mit den Tatsachen im vollsten Widerspruch .
Jedeeinzelne,dervonLandesratDr. BeirergenanntenZahlenistfalsch.
LautjeneramtlichenZusammenstellung,diedasBundesministeriumfürFi¬
nanzenallenLandesregierungenzukommenliess ,diealsoauchdemHerrn
LandesratBeirerals FinanzreferentendesLandesNiederösterreichnicht
unbekannt geblieben sein kann ,lauten die richtigen Zahlen desabgelaufe - ¬
nen Jahres wie folgt :Warenumsatzsteuer :Wien296 ' 3 ,die übrigen Länderund :

Gemeinden324 ° 9Milliarden ;Einkommensteuer :Wien279 ,die übrigenLänder
undGemeinden153 ' 3Milliarden ;Körperschaftssteuer :Wien285 ' 9Milliarden ,
dieübrigenLänderundGemeinden112 ' 6Milliarden.VondenErtragsantei-¬
len ,die im Verwaltungsjahr 1924 insgesamt 1937 ' 3Milliardenausmachten ,

entfielenaufdieübrigenLänderundGemeinden845MilliardenKronen,Wär
die Behauptungdes LandesratesDr .BeirerzutreffendundwürdeWienwirk¬
lich das Zweiundeinhalbfachedessenbeziehen ,wasdie gesamtenLänderund
Gemeindenzusammenerhalten,sohättederAnteilWiens. 112' 5Milliarden
ausmachen müssen . Esist dies leider nicht der Fall .Es fehlen vielmehr da¬

zu 1020 ' 2Milliarden Kronen .Der tatsächlich Wienzugeflossene Anteilhat
nämlich nur 1092 ' 3Milliarden betragen .Noch wesentlich ungünstiger wer¬
den sich die Verhältnisse für Wienim Verwaltungsjahr1925gestalten .Da¬
rüberhabensämtlicheLandesregierungengleichfalls vomBundesministerium
für FinanzenamtlicheDatenerhalten .Esist überdiesdasdiesbezügliche
Zahlenmaterial im Voranschlag des Bundesselbst in allen Einzelheiten ver

zeichnet .LautBundesvoranschlaghabenalle LänderundGemeindenimJahre
1925auf Abgabenertragsanteilevonzusammen1429 ' 3MilliardenKronenzu
rechnen .Hievonentfallen auf die LänderundGemeindenmit AusnahmeWiens
720 ' 1Milliarden .Wärendie Behauptungendes Herrn Landesrates Dr .Beirer
zutreffend und erhielte Wiendas Zweieinhalbfache dessen,so wärenes
1800 ° 2Milliarden Kronen .In Wahrheit entfallen laut amtlichen Angabendes
Bundesministeriumsfür Finanzenauf Wiennur709 ' 2Milliarden .Esfehlen
also 1091 Milliarden ! Währendim Jahre 1924 der Anteil Wiens an den gemein¬

samenAbgabenzwarnicht Zweieinhalbfache ,aber immerhinrund 56 ' 4Prozent
entsprechend seiner viel grösseren Steuerleistung und Konsumkraft betragen

hat,sinkt der WienerAnteil im laufenden Jahr auf 49 ' 6Prozent herab .Die
Ursacheliegt darin ,dassdieKörperschafts-undEinkommensteuer,beidenen
Wien einen st ärkeren Anteil hat ,in ihrem Ausmass und Ertrag eine starke

Verminderungerfahren ,hingegendie Getränkesteuern,beidenenWienoffen-¬
sichtlich in der schwerstenWeiseverkürztwordenist,unverändertgeblie -
bensind .

Dawievorstehendnachgewiesenwurde ,dieBehauptungendesFinanre-¬
ferenten von Niederösterreich dem Tatbestande durchaus widersprechen,so

sind damit wohl auch alle in der Oeffentlichkbit daran geknüpften Kommen¬
tare als unzutreffend gekennzeichnet .Desgleichen selbstverständlich die
Erwartungen ,dass Wienetwa auf die ihm verbliebenen Abgabenertragsanteileirgendwie zugunsten der Länder verzichten könnte .Wien Ist hingegen wie
schon wiederholt festgestellt und zur Kenntnis der Regierung und aller
Länder gebracht wordenist ohneweiters bereit ,auf sämtlichErtragsanteilen verzichten ,wenn es wieder - seies auch in den Grenzen eines zuschaffen¬
den Rahmengesetzes - diedafür demBundabgetretenen Zuschlagsrechteausübenunddie vomBundinkammerierteLuxuswarenabgabeeinhebenkann .Damitwürden
auchalle jene Missverstäninisseein Endenehmen ,als ob WienvomBundir¬gendwwlcheSubventionen ermielte und sich dafür eine Kontrollegefallen
lassenmüsse .EswärekeineMöglichkeitmehrzuunsachlichenDarstellungenin anderen gesetzgebenden Körperschaften .Wienwürde vielmehr unter der
vollen Verantwortlichkeit vor der gesamtenBevölkerungalljährlich dieHö- ¬hederZuschlägefestsetzenundmüsstesichbemühen,denVergleichmitan-¬derenLändernundGemeindenmöglichstgut zubestehan.
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